
Satzung zur Änderung der Prüfungs- und Studienordnung der Universität Flensburg 
für den Studiengang Master of Vocational Education/Lehramt an beruflichen Schulen 
(gewerblich-technische Wissenschaften) mit dem Abschluss 
„Master of Education“ (M.Ed.) 

 

Vom 9. September 2013  

 

Tag der Bekanntmachung im NBl. MBW. Schl,-H.2013, S. 72 

Tag der Bekanntmachung auf der Internetseite der UF, 9. September 2013 

 

Aufgrund des § 52 Abs. 1 Satz 1 des Hochschulgesetzes (HSG) vom 28. Februar 2007 

(GVBI. Schl.-H.S. 184), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. August 2013 (GVOBl. Schl.-

H. S. 365) wird nach Beschlussfassung durch den Senat der Universität Flensburg vom 

26. Juni 2013 die folgende Satzung erlassen. 
 

 

Artikel 1 

 

Die Prüfungs- und Studienordnung (Satzung) der Universität Flensburg für den Studiengang 

Master of Vocational Education/Lehramt an beruflichen Schulen (gewerblich-technische 

Wissenschaften) mit dem Abschluss „Master of Education“ (M.Ed.) vom 12. Februar 2010 

(NBI. MWV. Schl.-H.S. S. 9) zuletzt geändert durch Satzung vom 10. November 2011, NBl. 

MWV Schl.-H. 2012, S. 11, wird wie folgt geändert: 

 

1. Folgender § 14 wird eingefügt: 

 

Anerkennung besonderer Bedürfnisse „Härtefallregelung“ 

 

(1) Den besonderen Bedürfnissen von Studierenden ist gemäß § 3 Abs. 7 des 

Hochschulgesetzes (HSG)  in Verbindung mit § 52 Abs. 2 Nr. 14, Abs. 4 HSG Rechnung zu 

tragen. 

 

(2) Ist eine Studierende oder ein Studierender wegen einer Behinderung oder Erkrankung 

nicht in der Lage, eine Prüfungsleistung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form 

abzulegen, ist die Bearbeitungsdauer angemessen zu verlängern oder eine gleichwertige 

Prüfungsleistung in anderer Form zu erbringen. Der Krankheit der oder  des Studierenden ist 

der Fall gleichgestellt, dass eine Studierende oder ein Studierender wegen der Betreuung 

und der Pflege eines Kindes bis zum Alter von 14 Jahren oder der Pflege einer oder eines 

Angehörigen nicht in der Lage ist, die Prüfungsleistung ganz oder teilweise abzulegen.  

(3) Die Inanspruchnahme von Fristen nach dem Mutterschutzgesetz sowie nach den 

gesetzlichen Regelungen über die Elternzeit wird gewährleistet. 

 

(4) In allen Fällen nach den Absätzen 2 und 3 entscheidet der zuständige 

Prüfungsausschuss auf Antrag; die Erfüllung der Voraussetzungen ist in geeigneter Form 

nachzuweisen. Aus der Beachtung der Vorschriften nach Absätzen 2 und 3 dürfen den 

betreffenden Studierenden keine Nachteile erwachsen. 

 



2. Folgender § 15 wird eingefügt  

 

Widerspruchsverfahren 

 

(1) Belastende Verwaltungsakte, die nach dieser und den Bestimmungen des jeweiligen 

Teilstudiengangs getroffen werden, sind schriftlich zu begründen, mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und nach § 41 VwVfG bekannt zu geben. Gegen diese 

Verwaltungsakte kann innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheides Widerspruch 

beim zuständigen Prüfungsausschuss nach §§ 68 ff Verwaltungsgerichtsordnung eingelegt 

werden. 

 

(2) Soweit sich der Widerspruch gegen eine Bewertung einer oder eines Prüfenden richtet, 

entscheidet der zuständige Prüfungsausschuss nach Überprüfung nach den Absätzen 3 und 

5. 

 

(3) Bringt die Kandidatin oder der Kandidat in ihrem oder seinem Widerspruch konkret und 

substantiell Einwendungen gegen prüfungsspezifische Wertungen und fachliche 

Bewertungen einer oder eines Prüfenden vor, leitet der Prüfungsausschuss den Widerspruch 

diesem Prüfenden zur Überprüfung zu. Ändert dieser die Bewertung antragsgemäß, so hilft 

der Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. Anderenfalls prüft der Prüfungsausschuss die 

Entscheidung aufgrund der Stellungnahme des Prüfenden insbesondere darauf, ob 

 

a) das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 

b) bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 

c) allgemeingültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 

d) eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als 

falsch gewertet worden ist, 

e) sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

 

(4) Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere 

Prüfende richtet. 

 

(5) Hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht ab, entscheidet der Zentrale 

Studienausschuss auf Antrag über den Widerspruch. 

 

(6) Über den Widerspruch soll innerhalb eines Monats entschieden werden. Wird dem 

Widerspruch nicht abgeholfen, bescheidet die Leitung der Universität die 

Widerspruchsführerin oder den Widerspruchsführer. Der Widerspruchsbescheid ist mit einer 

Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 

 

(7) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen. 

 

3. Folgender § 16 wird eingefügt: 

 

Mitarbeit in Gremien 

 

Studierende dürfen wegen ihrer Tätigkeit in den Gremien der Hochschule nicht benachteiligt 

oder begünstigt werden. Bei zeitlicher Überschneidung von Lehrveranstaltungen mit 



Gremiensitzungen sind sie für die Teilnahme an der Gremiensitzung in der 

Lehrveranstaltung entschuldigt. Die Studierenden setzen die Lehrenden hiervon vor 

Teilnahme an der Gremiensitzung rechtzeitig in Kenntnis. 

 

4.  Die bisherigen § 14 bis § 29 werden zu § 17 bis § 32. 

 

Artikel 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.  

 

Flensburg, den 9. September 2013 

Prof. Dr. Werner Reinhart  

Präsident der Universität Flensburg 

 
 


